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Verordnung der Kreisfreien Stadt Leipzig zur Festsetzung des 
Landschaftsschutzgebiets "Wachberg Rückmarsdorf" vom 16.12.2004 
 
 
Beschluss Nr. IV-189/04 der Ratsversammlung vom 08.12.2004 
(veröffentlicht im Leipziger Amts-Blatt Nr. 1 vom 08.01.2005) 
 
Auf Grund von § 19 und § 50 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Sächsischen Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Sächsisches Naturschutzgesetz - SächsNatSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 1994 (SächsGVBl., S. 1601, ber. 1995, 
S. 106), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SächsGVBl. S. 148, 
151), hat der Stadtrat mit Beschluss vom 8. Dezember 2004 beschlossen: 
 
 
§ 1 Festsetzung als Schutzgebiet 
Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Stadt Leipzig wird als 
Landschaftsschutzgebiet (LSG) festgesetzt. Das LSG führt die Bezeichnung 
 
 "Wachberg Rückmarsdorf". 
 
§ 2 Schutzgegenstand 
(1) Das LSG hat eine Größe von ca. 9 ha. 
(2) Das Schutzgebiet umfasst nach dem Stand der Katasterkarte des Städtischen 
Vermessungsamtes Leipzig vom April 2004 auf dem Gebiet der Stadt Leipzig die in das 
Schutzgebiet einbezogenen Flurstücke 229 a teilweise (tw.), 230/1 tw., 234/12, 234/13, 
234/14, 234/15, 235, 239/1, 239/2, 239 a, 239 b, 239 c, 240, 241 und 242/1 der Gemarkung 
Rückmarsdorf. Es wird im Wesentlichen im Norden durch eine gedachte westliche 
Verlängerung der Sachsenhöhe, im Osten und im Südosten durch die Straße Wachberg, im 
Süden durch die Bebauungsgrenze und im Westen durch den Schwanenweg begrenzt, 
wobei die genannten Straßen kein Bestandteil des LSG sind. 
(3) Die Grenzen des Schutzgebiets sind in einer Übersichtskarte der Stadt Leipzig vom 24. Juni 
2004 im Maßstab 1 : 5 000 und in einer Flurkarte der Stadt Leipzig vom 24. Juni 2004 im 
Maßstab 1 : 2 000 grün eingetragen. Maßgebend für den Grenzverlauf ist die 
Linienaußenkante. Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. Die Verordnung mit Karten wird 
beim Amt für Umweltschutz der Stadt Leipzig, Fachbereich Naturschutz, Nonnenstraße 5 c, 
04229 Leipzig für die Dauer von zwei Wochen nach Verkündung dieser Verordnung im 
Leipziger Amts-Blatt zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten 
öffentlich ausgelegt. 
(4) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Auslegungsfrist bei der Stadtverwaltung 
Leipzig zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten niedergelegt. 
 
§ 3 Schutzzweck 
Schutzzweck ist 
1. die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
sowie der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, insbesondere 
1.1 die Erhaltung naturnaher Bodenverhältnisse, vor allem der Sandböden und der damit 
verbundenen trockenwarmen, nährstoffarmen Standortbedingungen; 
1.2 die Erhaltung und Entwicklung von Grünland und dessen Brachestadien, insbesondere 
der Sandmagerrasen und mageren Frischwiesen mit ihrer spezifischen Flora und Fauna; 
1.3 die Erhaltung des Gebiets als Kernfläche im örtlichen Biotopverbund, 
2. die Erhaltung der Eigenart und Schönheit des Landschaftsbilds, die geprägt sind von 
2.1 der markanten Erhebung des Wachbergs am Rande der Zschampertaue und den Blick-
beziehungen vom und zum Wachberg und 
2.2 der Schönheit der blütenreichen Sandmagerrasen, 
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3. die Erhaltung des Gebiets wegen der aus § 3 Nr. 2. resultierenden besonderen 
Bedeutung für die Erholung. 
 
§ 4 Verbote 
(1) In dem LSG sind alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern, 

den Naturhaushalt schädigen, das Landschaftsbild oder den Naturgenuss 
beeinträchtigen oder auf andere Weise dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. 

(2) Insbesondere ist es verboten: 
1. Grünland oder dessen Brachestadien, insbesondere Sandmagerrasen oder magere 

Frischwiesen zu beseitigen, zu schädigen oder in einer dem Schutzzweck 
zuwiderlaufenden Weise zu verändern; 

2. die Bodengestalt durch Abgraben, Aufschütten oder Auffüllen zu verändern; 
3. Abfälle oder sonstige Stoffe oder Materialien zu entsorgen, zu lagern oder in den 

Boden einzubringen; 
4. bauliche Anlagen aller Art im Sinne der Sächsischen Bauordnung in der jeweils 

geltenden Fassung zu errichten oder zu erweitern oder der Errichtung gleichgestellte 
Maßnahmen vorzunehmen, auch wenn sie keiner baurechtlichen Genehmigung 
bedürfen; 

5. Straßen, Wege, Plätze, oder andere Verkehrsanlagen neu anzulegen sowie Straßen, 
Plätze oder andere Verkehrsanlagen auszubauen; 

6. außerhalb der für den Fahrverkehr zugelassenen Straßen, Wege oder Plätze mit 
Fahrzeugen aller Art zu fahren oder diese abzustellen; 

7. außerhalb der dafür ausgewiesenen Wege oder Plätze zu reiten; 
8. Modellfluggeräte oder -fahrzeuge zu betreiben; 
9. Hunde frei laufen zu lassen. 

 
§ 5 Erlaubnisvorbehalt 
(1) Handlungen, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem Schutzzweck 
zuwiderlaufen können, bedürfen der schriftlichen Erlaubnis der unteren Naturschutzbehörde, 
soweit nicht gesetzlich eine andere Zuständigkeit vorgeschrieben ist. 
(2) Der Erlaubnis bedürfen insbesondere: 

1. die Änderung der Art der bisherigen Grundstücksnutzung; 
2. die Änderung baulicher Anlagen aller Art im Sinne der Sächsischen Bauordnung in 

der jeweils geltenden Fassung; 
3. die Veränderung oder Umwidmung von Straßen, Wegen, Plätzen oder anderen 

Verkehrsanlagen sowie der Ausbau von Wegen; 
4. die Verlegung oder Änderung ober- oder unterirdischer Leitungen aller Art; 
5. die Errichtung oder Änderung von Einfriedungen aller Art einschließlich dem 

Eingattern von Tieren; 
6. das Aufstellen von Verkaufsständen, Wohnwagen oder Zelten; 
7. das Aufstellen oder Anbringen von Plakaten, Schildern, Bild- oder Schrifttafeln sowie 

Markierungszeichen; 
8. das Anzünden oder Unterhalten von offenem Feuer außerhalb dafür zugelassener 

Plätze. 
(3) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Handlung Wirkungen der in § 4 genannten Art 
nicht zur Folge hat oder solche Wirkungen durch Auflagen oder Bedingungen abgewendet 
werden können. 
Sie kann mit Auflagen, unter Bedingungen, befristet oder widerruflich erteilt werden, wenn 
dadurch erreicht wird, dass die Wirkungen der Handlung dem Schutzzweck nur unwesentlich 
zuwiderlaufen. 
(4) Die Erlaubnis wird durch eine nach anderen Vorschriften erforderliche Gestattung ersetzt, 
wenn diese im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde ergangen ist. 
(5) Bei Handlungen des Bundes und des Landes, die nach anderen Vorschriften keiner 
Gestattung bedürfen, wird die Erlaubnis durch das Einvernehmen mit der 
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Naturschutzbehörde ersetzt. Das Gleiche gilt für Handlungen, die unter Leitung oder 
Betreuung staatlicher Behörden durchgeführt werden. 
 
§ 6 Zulässige Handlungen 
Die §§ 4 und 5 gelten nicht für 
1. unaufschiebbare Handlungen zum Schutz der Bevölkerung und zur Abwehr von 

Gefahren für Leib und Leben von Menschen sowie zum Schutz erheblicher Sachwerte; 
2. die dem Schutzzweck entsprechende umweltgerechte Bewirtschaftung land- und 

forstwirtschaftlicher Grundstücke in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang mit der 
Maßgabe, dass 
a) die Verbote nach § 4 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 und 4 unberührt bleiben; 
b) die Erlaubnisvorbehalte nach § 5 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 5 unberührt bleiben; 

3. alle sonstigen zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieser Verordnung rechtmäßig 
ausgeübten Nutzungen der Grundstücke und Wege sowie der rechtmäßig bestehenden 
Versorgungsanlagen und -einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang 
sowie deren Unterhaltung und Erhaltung; 

4. die rechtmäßige Freizeit-, Sport- und Erholungsnutzung in der bisherigen Art und im 
bisherigen Umfang; 

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd; 
6. Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die von der unteren Naturschutzbehörde oder 

einer von ihr beauftragten Stelle veranlasst werden; 
7. im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde behördlich angeordnete oder 

zugelassene Beschilderungen; 
8. erforderliche Maßnahmen der Untersuchung zur Gefährdungsabschätzung sowie 

Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen von schädlichen Bodenveränderungen oder 
Altlasten, soweit diese durch die zuständige Behörde im Einvernehmen mit der unteren 
Naturschutzbehörde angeordnet oder veranlasst wurden bzw. durch diese selbst oder 
mit ihrem Einvernehmen durchgeführt werden; 

9. Gehölze, die in den Geltungsbereich der Baumschutzsatzung der Stadt Leipzig fallen 
sowie 

10. die Durchführung der traditionellen Sonnenwendfeier (Wachbergfest) mit der Maßgabe, 
dass 
a) die Verbote nach § 4 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 und 9 unberührt bleiben; 
b) der Erlaubnisvorbehalt nach § 5 Abs. 2 Nr. 8 unberührt bleibt. 

 
§ 7 Grundsätze und Ziele der Pflege und Entwicklung 
(1) Die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen haben sich am Schutzzweck dieser 
Verordnung zu orientieren. 
(2) Die erforderlichen Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen werden auf der Grundlage eines 
Pflege- und Entwicklungsplans von der unteren Naturschutzbehörde festgelegt und 
fortgeschrieben. 
(3) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen sind insbesondere Maßnahmen 

1. zur Sicherung bzw. Wiederherstellung von Sandmagerrasen; 
2. zur Entwicklung artenreicher Glatthaferwiesen oder Weiden; 
3. zum Erhalt der Blickbeziehungen von und zum Wachberg; 
4. zur Besucherlenkung und -information. 

(4) Eigentümer und Nutzungsberechtigte haben die Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
zu dulden. Die Pflicht zur Duldung festgelegter Maßnahmen ergibt sich aus § 15 Abs. 5 
SächsNatSchG. Auf Antrag kann ihnen die Durchführung der Maßnahmen übertragen 
werden. 
 
§ 8 Befreiungen 
(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die untere Naturschutzbehörde nach § 53 
SächsNatSchG Befreiung erteilen, wenn 

1. die Durchführung der Verordnung im Einzelfall 
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a) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Abweichung mit den 
Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren ist oder 

b) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur und Landschaft führen würde 
oder 

2. überwiegende Gründe des Gemeinwohls die Befreiung erfordern. 
(2) Befreiungen können mit Nebenbestimmungen versehen werden. Als Auflagen sind 
insbesondere Sicherheitsleistungen zulässig. 
(3) Die Befreiung wird durch eine nach anderen Vorschriften gleichzeitig erforderliche 
Gestattung ersetzt, soweit nicht Bundesrecht entgegensteht. Die Gestattung darf nur erteilt 
werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen und die sonst zuständige 
Naturschutzbehörde ihr Einvernehmen erklärt hat. § 10 Abs. 1 Satz 2 bis 4 SächsNatSchG 
gilt entsprechend. 
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG handelt, wer in dem LSG 
vorsätzlich oder fahrlässig Handlungen vornimmt, die entgegen § 4 Abs. 1 den Charakter 
des Gebiets verändern, den Naturhaushalt schädigen, das Landschaftsbild oder den 
Naturgenuss beeinträchtigen oder auf andere Weise dem Schutzzweck zuwiderlaufen. 
(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG handelt weiterhin, wer in 
dem LSG vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 1 Grünland oder dessen Brachestadien, insbesondere 
Sandmagerrasen oder magere Frischwiesen beseitigt, schädigt oder in einer dem 
Schutzzweck zuwiderlaufenden Weise verändert; 

2. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 2 die Bodengestalt durch Abgraben, Aufschütten oder 
Auffüllen verändert; 

3. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 3 Abfälle oder sonstige Stoffe oder Materialien entsorgt, 
lagert oder in den Boden einbringt; 

4. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 4 bauliche Anlagen aller Art im Sinne der Sächsischen 
Bauordnung in der jeweils geltenden Fassung errichtet oder erweitert oder der 
Errichtung gleichgestellte Maßnahmen vornimmt, auch wenn sie keiner 
baurechtlichen Genehmigung bedürfen; 

5. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 5 Straßen, Wege, Plätze oder andere Verkehrsanlagen neu 
anlegt sowie Straßen, Plätze oder andere Verkehrsanlagen ausbaut; 

6. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 6 außerhalb der für den Fahrverkehr zugelassenen Straßen, 
Wege oder Plätze mit Fahrzeugen aller Art fährt oder diese abstellt; 

7. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 7 außerhalb der dafür ausgewiesenen Wege reitet; 
8. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 8 Modellfluggeräte oder -fahrzeuge betreibt; 
9. entgegen § 4 Abs. 2 Nr. 9 Hunde frei laufen lässt. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr.1 SächsNatSchG handelt auch, wer in dem 
LSG entgegen § 5 Abs. 1 ohne vorherige schriftliche Erlaubnis der unteren 
Naturschutzbehörde vorsätzlich oder fahrlässig Handlungen vornimmt, die den Charakter 
des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen können. 
(4) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG handelt weiterhin, wer in 
dem LSG ohne schriftliche Erlaubnis der unteren Naturschutzbehörde vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 1 die Art der bisherigen Grundstücksnutzung ändert; 
2. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 2 bauliche Anlagen aller Art im Sinne der Sächsischen 

Bauordnung in der jeweils geltenden Fassung ändert; 
3. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 3 Straßen, Wege, Plätze oder anderen Verkehrsanlagen 

verändert oder umwidmet sowie Wege ausbaut; 
4. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 4 ober- oder unterirdische Leitungen aller Art verlegt oder 

ändert; 
5. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 5 Einfriedungen aller Art errichtet oder ändert sowie Tiere 

eingattert; 
6. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 6 Verkaufsstände, Wohnwagen oder Zelte aufstellt; 



 Wirtschaft und Umwelt 8.14
 

Stadtrecht Leipzig Seite 5
Stand: Dezember 2004 

7. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 7 Plakate, Schilder, Bild- oder Schrifttafeln sowie 
Markierungszeichen aufstellt oder anbringt; 

8. entgegen § 5 Abs. 2 Nr. 8 offenes Feuer außerhalb dafür zugelassener Plätze 
anzündet oder unterhält. 

(5) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG handelt des Weiteren, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt, mit der eine nach 
§ 8 erteilte Befreiung oder eine nach § 5 erteilte Erlaubnis versehen worden ist. 
 
§ 10 In-Kraft-Treten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Auslegungsfrist gemäß § 2 Abs. 3 in Kraft. 
 
 
 
Verkündungshinweis: 
Gemäß § 51 Abs. 10 SächsNatSchG ist eine Verletzung der Verfahrensvorschriften 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Verkündung der Rechtsverordnung 
schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung begründen sollen, bei der Unteren 
Naturschutzbehörde der Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, Nonnenstraße 5 c in 04229 
Leipzig geltend gemacht wird. 


